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Macri auf großer Bühne
Präsident beim G20-Gipfel / Gespräch mit Putin
Mauricio Macri mit Wladimir Putin. (Foto AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Für Mauricio Macri war es eine Premiere: Zum ersten Mal nahm er als Präsident im chinesischen Hangzhou an einem Treffen der G20 teil. Während des Gipfels der einflussreichsten Industrie- und Schwellenländer warb der Präsident für Investitionen in Argentinien. Zudem hatte er Gelegenheit zu bilateralen Gesprächen mit Russlands Präsident Wladimir Putin, dem spanischen Ministerpräsidenten Mariano Rajoy und dem indischen Premier Narenda Modi.
Ertragreich war vor allem die halbstündige Unterredung mit Putin. Beide Seiten verständigten sich darauf, ihre Zusammenarbeit auf den Feldern der Energiepolitik, der Lebensmittelwirtschaft, des Technologie- und Wissenschaftstransfers, aber auch des kulturellen Austausches zu vertiefen. „Argentinien ist ein sehr wichtiger Partner“, hob der russische Präsident hervor. Macri betonte seinerseits die Kapazität Argentiniens auf dem Gebiet der Lebensmittelproduktion und unterstrich den Wunsch, die Exporte nach Russland auszuweiten - womit er bei Putin offene Türen einrannte: „Wir wollen die Lieferungen an Lebensmitteln aus Argentinien vergrößern“, so der russische Präsident.
Was die Energiepolitik betrifft, kündigte Macri an, ein Abkommen zwischen der staatlichen argentinischen Ölgesellschaft YPF und dem halbstaatlichen russischen Erdgasriesen Gazprom zügig auf den Weg bringen zu wollen. Auch die Möglichkeit eines russischen Fernsehangebots in Argentinien ist offenbar wieder auf der Tagesordnung. Man prüfe ein entsprechendes Abkommen, so Macri, dessen Regierung erst im vergangenen Juni dem russischen TV-Kanal RT das Signal entzogen hatte. Putin sprach Macri eine Einladung nach Moskau aus.
Ein weiteres Reiseangebot erhielt der argentinische Präsident vom spanischen Premier Rajoy nach Madrid, wo im Februar die Internationalen Messe der Zeitgenössischen Kunst stattfindet und Argentinien Ehrengast ist. Im Übrigen waren Rajoy und Macri bemüht, die Beziehungen zwischen ihren beiden Ländern zu verbessern. Diese hatten während der Kirchner-Jahre durch die Enteignung spanischer Firmen bei den Rückverstaatlichungen von YPF und „Aerolíneas Argentinas“ sehr gelitten. Macri lud Spanien nun ein, wieder in Argentinien zu investieren. Auf den Feldern der Agroindustrie und der erneuerbaren Energien gebe es schon entsprechendes Interesse potenzieller Investoren von der iberischen Halbinsel, sagte Macri.
Mit dem indischen Premier Modi war Macri sich einig, in die bislang eher „oberflächlichen“ Beziehungen zwischen beiden Ländern frischen Wind zu bringen. Zur Vertiefung dessen lud Modi Macri nach Indien ein.
Argentinien
Der Protest wächst
Großdemo der Gewerkschafter gegen die Regierung
Die Plaza de Mayo war voll beim Protest gegen die Regierung. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc/ifo) - Mehrere Zehntausend Menschen haben gegen die Wirtschaftspolitik des konservativ-liberalen Staatschefs Mauricio Macri demonstriert. Die von zwei Gewerkschaftszentralen (CTA) aufgerufene Kundgebung forderte am vorigen Freitag eine Anpassung der Gehälter an die hohe Inflation der vergangenen Monate. Die jährliche Inflationsrate liegt bei rund 45 Prozent. Der Anstieg der Arbeitslosigkeit, die nach der offiziellen Statistik 9,3 Prozent erreicht, war ein weiterer Auslöser des Protests.
Drei Tage lang waren Menschen aus dem ganzen Land in Richtung Buenos Aires marschiert, um hier der großen Abschlusskundgebung auf der Plaza de Mayo vor dem Präsidentenpalast beizuwohnen. An dieser nahmen nach Angaben der Organisatoren rund 200.000 Personen teil, darunter auch zahlreiche Einzelgewerkschaften, die dem mit der CTA konkurrierenden Dachverband CGT angehören.
„Diese Demonstration der Einigkeit wäre nicht möglich ohne die Genossen von der CGT“, unterstrich Hugo Yasky, seines Zeichens Vorsitzender eines der beiden Flügel der CTA. Die Veranstaltung markiere zudem den Moment der Annäherung zwischen der Gewerkschaftsbewegung und den zahlreichen sozialen und studentischen Gruppen, die sich an der Aktion beteiligten, so Yaski. Insgesamt machten rund 120 verschiedene Organisationen bei dem Protest mit. „Wir sind die Protagonisten einer tiefgreifenden Umwälzung, weil dieses Volk nicht vor den Wirtschaftsbossen und der Repression in die Knie geht“, meinte Yasky.
Die Gewerkschaften drohten mit einem Generalstreik, falls die Regierung ihren Forderungen nicht nachkommt. Arbeitsminister Jorge Triaca reagierte unmittelbar nach der Demonstration mit einer Einladung an die Gewerkschaftsführer zu Gesprächen.
Doch auch diese vermochten es nicht, die Kluft zwischen Staatsführung und Arbeitnehmervertretern zu überwinden. Während die Regierung von einer produktiven Unterredung sprach, waren die teilnehmenden CGT-Funktionäre eher unzufrieden. Sie prüfen derzeit, ob sie zum ersten landesweiten Generalstreik gegen die Regierung Macri aufrufen. Die Entscheidung darüber soll auf dem CGT-Kongress am 23. September fallen.
Wenig versöhnliche Signale kamen zuletzt von Präsident Mauricio Macri. Vom G20-Gipfel in China aus erklärte er, es sei nicht nötig, Nachbesserungen bei den Löhnen zu verhandeln, da die Inflation zurückgehe.
Argentinien
„Kolumbus des Universums“
Büste von Juri Gagarin in Buenos Aires eingeweiht
Valery Kucherov und Lucía Sendón de Valery (r.) enthüllten das Denkmal. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) - Im Planetarium von Buenos Aires gibt es seit wenigen Tagen ein Denkmal zu Ehren von Juri Gagarin. Valery Kucherov, der Leiter des Russland-Hauses in Buenos Aires, und Lucía Sendón de Valery, die Leiterin des Kuppelbaus in Palermo, weihten eine Büste des sowjetischen Kosmonauten ein, der am 12. April 1961 als erster Mensch im Weltraum war. „Gagarin war der Kolumbus des Universums“, würdigte Kucherov seinen 1968 verstorbenen Landsmann.
Der Festakt im Planetarium war ganz auf das historische Ereignis vor 55 Jahren hin ausgerichtet. An der Innenwand der Kuppel war exakt der Sternenhimmel nachgebildet, der am Tag von Gagarins Mission über dem sowjetischen Weltraumbahnhof Baikonur im heutigen Kasachstan zu sehen war. Anschließend wurde ein Filmdokumentation über das Leben Gagarins an das Deckenrund projiziert.
Dr. Mónica Raboli von der argentinischen Weltraumbehörde CONAE kommentierte die wichtigsten Lebensstationen Gagarin und beschrieb die Bedeutung, die der Astronaut für eine ganze Generation hatte. 108 Minuten brauchte Gagarin damals, um mit dem Raumschiff „Wostok“ (russisch für Osten) die Erde zu umkreisen, ehe er in der Nähe der südwestrussischen Stadt Engels landete. Die Mission war ein großer Erfolg für die Sowjetunion im Wettlauf ins All mit den USA. Diese ließen zehn Monate später ihren ersten bemannten Flug ins All folgen.
Kucherov bezeichnete Gagarin als jemanden, der mit seinem Mut den Weg der Menschheit ins Weltall ermöglicht habe. Der Leiter des hiesigen Russland-Hauses erinnerte sich an den triumphalen Empfang, der dem Kosmonauten nach seinem Weltraumflug in Moskau zuteil wurde: „Damals wollten wir alle Kosmonauten werden“. Die Einweihung der Büste, die in Russland angefertigt wurde, zeige aber auch die enge Verbundenheit zwischen seinem Heimatland und Argentinien, meinte Kucherov. Ein kleiner Teil der Erinnerung an den großen Weltraumpionier sei nun auch Buenos Aires zu sehen.
Im Planetarium gibt ab sofort zudem eine kleine Ausstellung, die an den Kosmonauten erinnert. Gagarin kam 1930 im westrussischen Kuschino zur Welt. Er stammte aus einer Bauernfamilie und machte zunächst Karriere bei den Luftstreitkräften der Sowjetunion, ehe er eine Kosmonautenausbildung erhielt. Bei einem Übungsflug mit einem Jagdflugzeug verunglückte er 1968 tödlich.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Freispruch gekippt
Karlsruhe - Im milliardenschweren Schmiergeldskandal bei Siemens holt Ex-Vorstand Uriel Sharef seine Geschäftstätigkeit in Argentinien wieder ein. So entschied der Bundesgerichtshof (BGH) am Dienstag, dass der eigentlich schon freigesprochene Manager erneut vor dem Landgericht München verantworten muss. Der BGH hob nun jedoch den Freispruch der Vorinstanz in Teilen auf. Im Raum steht damit erneut der Verdacht der Untreue durch Unterlassen. Die Karlsruher Richter hielten die Feststellung nicht für tragfähig, dass Sharef durch eine konzerninterne Umstrukturierung die Kenntnis von einer schwarzen Kasse verloren habe, die er einst selbst verwaltet hatte. Das Urteil des Landgerichts aus dem Mai 2014 hat aber insoweit Bestand, als Sharef damals von dem Vorwurf freigesprochen wurde, zwei Schmiergeldzahlungen in Millionenhöhe veranlasst zu haben. Der Ende 2006 aufgeflogene konzernweite Schmiergeldskandal hatte Siemens erschüttert und viele Manager den Job gekostet. Über Jahre sollen 1,3 Milliarden Euro in dunkle Kanäle geflossen sein, um lukrative Aufträge zu ergattern. Sharef gehörte zu den ranghöchsten ehemaligen Siemens-Managern vor Gericht. Ihm hatte die Staatsanwaltschaft zur Last gelegt, bei einem Geschäft mit fälschungssicheren Ausweisen in Argentinien ein Bestechungssystem gedeckt zu haben. Im Zentralvorstand war er für die Region zuständig.
UBA beste Uni der Region
Die Universität von Buenos Aires (UBA) ist die beste Hochschule Lateinamerikas. Dies ergab aktuelle Studie der Firma Quacquarelli Symonds (OS). International belegt die UBA den 85. Platz, was einer Verbesserung um 39 Ränge gegenüber dem Vorjahr entspricht. Für die Uni der Hauptstadt ist es das beste Abschneiden seit Einführung der jährlichen Untersuchung 2004. Die UBA gehört zudem zu den 50 Hochschulen, die sich weltweit der höchsten Wertschätzung von Akademikern erfreuen. Zwischen 2011 und 2015 wurde die UBA 44.000-mal in wissenschaftlichen Publikationen zitiert. Als beste Universität der Welt wird bereits zum fünften Mal in Folge das Massachusetts Institute of Technology (MIT) in Cambridge (USA) eingestuft. Auch auf den nächsten beiden Plätzen folgen mit Stanford und Harvard US-amerikanische Hochschulen. Rang vier belegt die Universität Cambrigde in Großbritannien. Mit Ausnahme der Uni Zürich auf Platz acht gehen alle Plätze in den Top Ten an Unis aus den USA oder Großbritannien. Die beste deutsche Hochschule ist die Technische Universität München auf Platz 60. In Lateinamerika sind die Unis São Paulo (Platz 120) und Mexiko-Stadt (128) die besten hinter der UBA.
Kuss-Protest
Mehrere homosexuelle Paare haben sich bei einer Protestaktion demonstrativ vor dem Café „La Biela“ im Buenos Aires-Stadtteil Recoleta geküsst. Wie die Zeitung „La Nación“ berichtete, wollten die Teilnehmer am Montagabend dagegen protestieren, dass ein Kellner vergangene Woche ein lesbisches Paar aus dem Lokal geworfen habe. „Diskriminierung muss man öffentlich machen und verurteilen“, sagte der Vorsitzende des argentinischen Homosexuellen-Verbandes, César Cigliutti. Eine 25-Jährige hatte das alteingesessene Café angezeigt, nachdem sie und ihre Lebensgefährtin nach eigenen Angaben von einem Kellner gerügt und zum Verlassen des Lokals aufgefordert worden waren, als sie sich umarmten. „Meine Partnerin war wegen eines persönlichen Problems traurig und ich habe versucht, sie zu trösten“, erzählte die junge Frau. Der Geschäftsführer habe ihnen gesagt, ihr Verhalten sei unpassend für das Lokal, das auch als Bar und Restaurant beliebt ist. Ein anderer Vorgesetzter wies die Vorwürfe laut “La Nación” zurück. Die beiden Frauen seien mit einem anderen Gast in Streit geraten und gebeten worden, einen Skandal zu vermeiden.
Neue Vorwürfe gegen Macri
Gegen Präsident Mauricio Macri sind neue Vorwürfe im Zusammenhang mit den sogenannten “Panama Papers” erhoben worden. Dies berichtet die Zeitung “La Nación”. Der Kirchner-treue Kongressabgeordnete Darío Martínez erweiterte vor wenigen Tagen die Strafanzeige, die er bereits im vorigen April mit Verdacht auf Steuerhinterziehung und Geldwäsche gegen den Staatschef eingereicht hatte. Bei der aktuellen Erweiterung geht es vor allem um das Geschäftsgebaren der Firma “Fleg Trading” mit Sitz auf den Bahamas, als deren Geschäftsführer Macri geführt war. Laut Martínez lasse sich beweisen, dass “Fleg Trading” 1998 in Brasilien Aktien erworben habe. Dies steht im Widerspruch zu der Behauptung Macris, dass die auf seinen Namen laufende Offshore-Firma niemals finanzielle Transaktionen getätigt habe. Martínez’ Schlussfolgerung: Der Präsident lügt. Der ermittelnde Staatsanwalt Federico forderte den zuständigen Richter auf, weitere Untersuchungen dahingehend durchzuführen, ob Macri gegenüber den hiesigen Steuerbehörden bewusst Informationen zurückgehalten habe.
Mit hessischer Hilfe
Die Expertise der hessischen Polizei ist in Argentinien gefragt. Von argentinischer Seite sei der Wunsch an die Landesregierung herangetragen worden, ob die hessische Polizei den Kollegen in Übersee bei einer Umstrukturierung helfen könne, sagte der hessische Regierungssprecher Michael Bußer gegenüber der Deutschen Presse Agentur. Hessens Ministerpräsident Volker Bouffier (CDU) hatte auf seiner Delegationsreise, die ihn nach Chile und Peru führte, einen kurzen Zwischenstopp in Argentinien eingelegt. Siehe Interview. (AT/mc)
Meinung
Widerstand
Sprecher der Opposition fordern neuerdings dazu auf, der Regierung „Widerstand“, Spanisch „resistencia“, zu leisten. Was damit wirklich gemeint ist, weiß zur Zeit niemand. In der Geschichte des Zweiten Weltkrieges (1939-1945) verstand sich die französische Opposition gegen die Besetzung Frankreichs durch die deutsche Naziregierung als „resistance“, also Widerstand gegen eine fremde Besetzung der Heimat.
Ob die jetzige Opposition der Kirchner-hörigen Politiker gegen die regierende Allianz genannt „Cambiemos“ („Wir ändern“) sich selber als Widerständler verstehen, ist ihr Geheimnis, aber der Aufmarsch auf der Plaza de Mayo am regnerischen Samstag, den 27. August, wurde von ihnen als „resistencia“ bezeichnet. Gemeint war offenbar ihre Opposition gegen die Macri-Regierung. die sie als verantwortlich für den sogenannten „ajuste“, das ist die Anpassung, mit der angeblichen Lohneinfrierung der Regierung und auch Entlassungen gemeint sind. Die Kundgebung hatte weiter keine Folgen, „Widerstand“ sieht anders aus. Gescheitert ist die Sache, weil ein Großteil der Gewerkschaften nicht mitmachte.
Zeitgleich hatten die führenden Gewerkschaften kurz vorher ihre Einigkeit gepriesen und eine dreiköpfige Führung nominiert, die den Dialog mit der Regierung und den Vertretern der Arbeitgeber, im Jargon genannt „patronales“, anstreben, derweil die Inflation sich anschickt, geringere monatliche Zunahmen als bisher zu verzeichnen. Die falsch genannte „resistencia“ ist dann gegenstandslos. Die dreiköpfige CGT („Confederación General del Trabajo“, zu Deutsch „Allgemeines Arbeitsbündnis“) wird nicht wie einst in den achtziger Jahren von einem einzigen Gewerkschafter geführt, sondern von drei, wiewohl auch andere Gewerkschaften nicht mitmachen, insbesondere die beiden gespaltenen Lehrergewerkschaften, die sich gegenseitig bekämpfen und immer wieder Lehrerstreiks verkünden, die für die Bildung der Schüler denkbar schädlich sind, ebenso für die streikenden Lehrer/innen, deren Streiktage nicht bezahlt werden.
Diese Dreier-CGT verhandelt derweil mit der Regierung und wird auch von Präsident Mauricio Macri empfangen, der stets den sogenannten Dialog für mögliche Schlichtungen empfiehlt. Es geht dabei um die nationale Lohnpolitik, die bekanntlich die Inflation anheizt, wenn Gewerkschafter zweistellige Monatszunahmen durchsetzen, die die Arbeitgeber vorsorglich auf die Preise abwälzen und die Inflation beflügeln. Von einer „resistencia“ ist dabei nicht die Rede, abgesehen von gelegentlichen Aufmärschen, die von den Beteiligten so gekennzeichnet werden. Im Mittelpunkt dieser absurden politischen Kontroverse steht die Inflation, gegen die alle Stellung beziehen, aber sie gleichzeitig anheizen, „resistencia“ hin oder her.
Meinung
Erträgliche Niederlage
Von Stefan Kuhn
Schönreden sollte man das Ergebnis der Landtagswahlen von Mecklenburg-Vorpommern nicht. Es war eine Schlappe für Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU). Das vor allem, weil das Ostseebundesland die politische Heimat der Kanzlerin ist, und weil die erfolgreiche Alternative für Deutschland (AfD) die Wahl zum Anti-Merkel-Plebiszit gemacht hat. Die Niederlage ist auch Wind in den Segeln der Merkel-Kritiker in der Union.
Man kann das allerdings relativieren. Die Niederlage hält sich in Grenzen. Landtagswahlen sind häufig ein Plebiszit über die Politik der Bundesregierung, und in Sachsen-Anhalt erreichte die rechtspopulistische AfD Anfang des Jahres mit über 24 Prozent ein noch besseres Ergebnis als in Merkels politischer Heimat. Die Verluste für die CDU in Mecklenburg-Vorpommern liegen auch daran, dass sie Juniorpartnerin in einer großen Koalition mit der SPD war. Diese stellt mit Erwin Sellering den Ministerpräsidenten. In den Umfragen lag Sellering deutlich vor dem CDU-Spitzenkandidaten Lorenz Caffier.
In absoluten Zahlen sind die CDU-Verluste relativ gering. Mit etwas über 153.000 Stimmen haben die Christdemokraten gegenüber den Wahlen von 2011 nicht ganz 4000 Stimmen verloren. Die Sozialdemokraten haben trotz eines Verlustes von fünf Prozentpunkten sogar fast genau soviel Stimmen hinzugewonnen.
Der Erfolg der AfD liegt an der höheren Wahlbeteiligung. Am vergangenen Sonntag gingen in Mecklenburg-Vorpommern rund 806.000 Wählerinnen und Wähler an die Urnen. Das sind 125.000 mehr als vor fünf Jahren. Von diesen 125.000 wählten etwa 44 Prozent (55.000) rechtspopulistisch. Das entspricht fast einem Drittel des AfD-Wähleranteils. Die CDU verlor rund 20.000 Wähler an die AfD - ebenso viel wie die rechtsextreme NPD. Von den Sozialdemokraten liefen um die 15.000 zu den Rechtspopulisten über, von der Linken 16.000. Bei den Grünen waren es mit rund 3000 am wenigsten. Das ist dennoch bitter, weil der Partei nur etwa 1400 Stimmen zum Einzug ins Landesparlament fehlten.
Auch ein Blick auf die Landtagswahlergebnisse in Mecklenburg-Vorpommern seit der Wiedervereinigung relativiert das schlechte Abschneiden der CDU etwas. Bei den ersten Landtagswahlen 1990 und 1994 waren die Christdemokraten noch die stärkste Partei im Bundesland aber seither ging es, abgesehen von einem bescheidenen Zugewinn von 1,2 Prozentpunkten bei den Wahlen 2006, ständig bergab. Es wäre schon ein Wunder gewesen, wenn die CDU am Sonntag bei all der Kritik an Angela Merkels Flüchtlingspolitik zugelegt hätte.
Positiv am Wahlergebnis von Mecklenburg-Vorpommern ist zunächst die höhere Wahlbeteiligung. Immerhin schafft es die AfD, bisherige Nichtwähler an die Urnen zu bringen. Es ist zwar traurig, dass das über die xenophobe Schiene läuft, aber wichtig, dass die Stimmung auch in Wahlergebnissen zum Ausdruck kommt. Auf der anderen Seite hat die AfD auch ihre Gegner mobilisiert. Immerhin hat noch eine sichtbare Mehrheit der (Neu)Wähler gegen sie gestimmt.
Positiv ist auch, dass die AfD die NPD nach zwei Legislaturperioden aus dem Schweriner Landtag verdrängt hat. Man kann den Rechtspopulisten viel vorwerfen, aber mit dem nationalsozialistischen Gedankengut, dem Antisemitismus und der Demokratiefeindlichkeit der NPD hat sie nichts am Hut. Erschreckend ist dagegen, dass die NPD in Mecklenburg-Vorpommern immer noch auf drei Prozent der Stimmen kommt.
Überraschend am Wahlergebnis ist nicht, dass eine rechtspopulistische Partei auf über 20 Prozent der Stimmen gekommen ist und die CDU überholt hat. Die Angst vor einer Überfremdung Deutschlands ist zwar irrational, aber sie ist existent, und das vorwiegend in Regionen, die am wenigsten von der Flüchtlingswelle betroffen sind. Überraschend ist, dass die Wähler einer zerstrittenen Partei wie der AfD vertrauen, die kaum praktikable Lösungsansätze hat, geschweige denn umsetzen kann. Aber das ist bei einer Protestwahl wohl auch nicht wichtig.
Meinung
Randglossen
Ex-Präsidentin Cristina Kirchner hat sich offenbar entschieden, weiterhin aktiv in der Politik zu wirken. Dank Internet nimmt sie öfters Stellung zu politischen Tagesthemen, die in der Folge im Fernsehen und Rundfunk sowie in der geschriebenen Presse wiedergegeben werden, als ob ihre Meinung immer noch wie früher als Präsidentin Gehör findet. Umfragen zeigen, dass ihre Beliebtheit bei etwa 30 Prozent liegt, zwar weit entfernt von den Stimmen ihrer Wiederwahl, aber doch ein Potenzial, das nicht zu unterschätzen ist und sie qualifiziert, sich für die allgemeinen Parlamentswahlen 2017 als Kandidatin zu stellen zu zeigen, ob sie 2019 nochmals bei den Präsidentenwahlen antreten wird.
Die Abschaffung der Exportzölle, Spanisch genannt „retenciones“, für Getreide, beziehungsweise deren Verringerung für Sojabohne, hat ihre Wirkung bei Landwirten nicht verfehlt. Die Aussaat für die kommende Ernte erreichte nationale Rekorde, wiewohl geschmälert durch die Überschwemmungen in einigen Provinzen. Trotz schwachen Weltpreisen werden Exporterlöse erwartet, die eine Finanzkrise am Devisenmarkt verhüten werden, wo der argentinische Peso wieder wie vor den Kirchners die freie Konvertibilität mit anderen Währungen gewonnen hat, die seit über einem halben Jahrhundert galt, nachdem sie Cristinas Wirtschaftsminister Axel Kiciloff eingeschränkt hatte. In der Folge gilt Argentinien unter Präsident Mauricio Macri in der Welt wieder als normales Land.
Immer wieder der Horst. Man kann Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) durchaus einen politischen Zick-Zack-Kurs unterstellen, aber was der bayrische Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU) macht, ist auch nicht die gerade Linie. Mal kuschelt er mit seiner Unionsschwester, mal knufft er, aber meistens beißt er. Alles klar. Der Mann will Kanzler werden anstelle der Kanzlerin. Gelingen wird ihm das nicht, er hat den Bayern-Malus. Seine CSU-Kollegen Franz-Josef Strauß und Edmund Stoiber sind als Kanzlerkandidaten bereits gescheitert. Nur einmal schaffte es ein gebürtiger Bayer ins wichtigste Amt der Republik. Aber Ludwig Erhard war eigentlich Franke, CDU-Mitglied und als Kanzler nicht sonderlich erfolgreich.
Er ist der Donald Trump Südostasiens. Der philippinische Präsident Rodrigo Duterte nimmt ebenso wenig ein Blatt vor den Mund wie der US-amerikanische Präsidentschaftskandidat der Republikaner. Vor kurzem hat er US-Präsident Barack Obama als „Hurensohn“ beschimpft, weil dieser seine Drogenpolitik kritisiert hatte. Duterte hatte dazu aufgerufen, Drogenhändler zu töten. Obama sagte daraufhin ein geplantes Treffen mit seinem Amtskollegen ab. Am Rande des ASEAN-Gipfels haben die beiden dennoch ein paar Worte gewechselt. Vielleicht waren es auch Schimpfworte. Mit einem Präsidenten Trump hätte Duterte wohl weniger Probleme.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im August: +25,1%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im August mit $ 165,76 Mrd. um 25,1% über dem Vorjahr und 7,95% unter Juli 2016. In 8 Monaten 2016 waren es $ 1,28 Bio., 27,7% über dem Vorjahr. Bei einer Jahresinflation von über 40%, handelt es sich in beiden Fällen um einen realen Rückgang von über 10%.
Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 34,68 Mrd.,-7,3%. Hier hat sich die Erhöhung des steuerfreien Minimums ausgewirkt, aber auch die Rezession. Der Rückgang wäre noch viel höher gewesen, wenn der Staat nicht an der Inflation verdient hätte, einmal durch nominelle Beibehaltung der progressiven Skala, und dann, weil es keine Inflationskorrektur bei Unternehmensbilanzen gibt, so dass auch der Buchgewinn mit 35% versteuert wird.
- Mehrwertsteuer: $ 50,84 Mrd., +29,6%. Doch hier ist der Betrag, den das Steueramt direkt einnimt, mit $ 34,81 Mrd. nur um 22,3% gestiegen, während die vom Zollamt einbehaltene MwSt. mit $ 16,38 Mrd. um 47,7% zugenommen hat. Die vom Steueramt direkt eingenommen Steuer bringt die Rezession voll zum Ausdruck, während die Zunahme der vom Zollamt einbehaltenen Steuer immer noch die unter der vergangenen Regierung zurückgestauten Importe zum Ausdruck bringt.
- Interne Steuern: $ 4,37 Mrd., +61,8%. Diese Steuer, die auf den Fabrikpreis von Zigaretten, alkoholischen Getränken und bestimmten Luxusgütern erhoben wird, verzeichnet wegen der starken Erhöhung der Zigarettensteuer eine bedeutende Zunahme, auch wenn der Zigarettenkonsum dabei um fast 30% zurückgegangen ist.
- Exportzölle: $ 4,45 Mrd., -32,4%. Hier haben sich die Abschaffung des Exportzolles bei Weizen und Mais, sowie die Verringerung um 5 Prozentpunkte bei Sojabohne, direkt ausgewirkt.
- Importzölle: $ 5,08 Mrd.,+64,8%. Auch hier kommt der Import zurückgestauter Importanträge zum Ausdruck.
- Benzinsteuer: $ 3,52 Mrd., +48,5%. Dies ist auf die Preiserhöhung zurückzuführen, die nur zum geringsten Teil durchden Konsumrückgang ausgeglichen wurde.
- Andere Brennstoffsteuern: $ 1,34 Mrd., +60,2%
- Sondersteuern auf Brennstoffe (Pressgas, Dieselöl u.a.): $ 3,08 Mrd., +45,1%
-Vermögenssteuer: $ 1,71 Mrd., -7,2%. Die Abnahme bei der Steuer auf persönlichen Güterbesitz fällt auf, und kann nur durch die Weisswaschung erklärt werden, die in bestimmten Fällen die unmittelbare Ausnahme von dieser Steuer bestimmt. Sonst müsste der Erlös dieser Steuer mindestens mit der Inflation steigen, da Vermögenswerte, die einmal angegeben werden, nachher nicht ausgeschlossen werden können.
- Schecksteuer: $ 10,80 Mrd.,+31,9%. Diese Zunahme entspricht etwa der des BIP zu laufenden Werten, in der die Inflation und auch die Rezession zum Ausdruck kommt.
- Sozialabgaben: $ 44,28 Mrd., +34,8%. Die Zunahme liegt über den allgemeinen Lohnerhöhungen der Periode, was eine höhere Beschäftigung oder einen Übergang von Schwarzarbeit auf legale Beschäftigung zum Ausddruck bringt.
Von den gesamten Einnahmen vom August gingen $ 67,97 Mrd. an den Nationalstaat, $ 42,41 Mrd. an das System der sozialen Sicherheit (vornehmlich fúr Zahlung von Pensionen und Hinterbliebenerenten), $ 48,39 Mrd. an die Provinzen, und $ 6,99 Mrd. gingen direkt an die AFIP, für Deckung der Ausgaben, und an Sonderfonds.
Wirtschaft
Der neue Gastarif: durchschnittlich +203%
Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren gab am Dienstag die neuen Gastarife bekannt. Er wies darauf hin, dass der Staat gegenwärtig 81% und der Konsument nur 19% der u$s 4 Mrd. zahle, die die Heizung im ganzen Land jährlich koste. Mit den neuen Tarifen sollen die Konsumenten ab Oktober, bis März 2017, die Hälfte der Kosten vom Gas begleichen. Von da an soll eine schrittweise Abnahme der Subventionen erfolgen, die im Oktober 2019 ganz verschwinden. In diesem Sinn soll die Subvention, bezogen auf die Kosten, im Oktober auf 38% und ein Jahr danach auf 22% abnehmen. Die Tarife werden somit ab März 2017 weiter über die Inflation erhöht.
Für das verfügbare Gas werden den Lieferanten fünf verschiedene Preise bezahlt. Bei der seit Jahren bestehender lokaler Förderung, die 45% des gesamten Konsums beliefert, beträgt der Preis u$s 2,49 je Mio. BTU. („british termic units“). Für Gas, das ab 2013 im Rahmen des damals eingeführten Förderungsprogrammes erzeugt wird, das 26% des Vebrauchs deckt, beträgt der Preis u$s 7,33 je Mio. BTU. Gas, das aus Bolivien importiert wird, das 12% des Konsums deckt, wird dieses Jahr zu u$s 3,56 bezahlt. Aber im Vorjahr waren es u$s 6,21, weil dieser Gaspreis im Verhälnis zum internationalen Rohölpreis berechnet wird. Gas aus Chile, das 11% des Konsums deckt, kostet u$s 6,65. Der Rest (6%) des Konsums, entfällt auf verflüssigtes Gas, das der Schiff importiert wird und über u$s 12 je Mio. BTU kostet.
Die Zunahmen der Tarife für die Konsumenten beziehen sich auf die Tarife zum 31.3.16, die schon vorher erhöht worden waren. Sie gelten für die Bundeshauptstadt und die Bezirke, die mit ihr Gross Buenos Aires bilden, und auch andere Landesgegenden, aber nicht für das ganze Land. Aranguren erläuterte, dass in einem heissen Monat 79% der Verbraucher unter $ 250 pro Monat zahlen werden, in kalten Monaten hingegen nur 39%.
Die neuen Tarife werden jetzt folgendermassen bestimmt:
Warum die Zunahmen prozentual so unterschiedlich sind, wurde nicht erklärt. Auf alle Fälle liegen die Erhöhungen prozentual weit unter den 400%, die vorher als Obergrenze für die Rechnungen bestimmt worden waren, was der Oberste Gerichsthof dann rückgängig machte. Jetzt soll, wie dieser es angeordnet hat, die Zunahme schrittweise erfolgen, und auch soll eine öffentliche Audienz durchgeführt werden, die jedoch nicht bindend ist, so dass es sich nur um Information und eventuell um kleinere Korrekturen handelt.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,25, gegen $ 15,19 eine Woche zuvor, und um 13,72% über Ende Dezember 2015. Die ZB-Reserven betrugen u$s 31,33 Mrd., gegen u$s 31,15 Mrd. in der Vorwoche. In den letzten zwei Monaten waren die Interventionen der ZB minimal. Auf dem Devisenmarkt entspricht das Angebot in letzter Zeit etwa der Nachfrage, was die ZB auch durch Liberalisierung der Zahlungen herbeigeführt hat. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.16 bei $ 15,28, zum 30.12.16 bei $ 16,14, zum 31.3.17 bei $ 16,92 und zum 30. 6.17 bei $ 17,68. Der Kurs zum Juni 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 22,22%.
***
Der Merval-Aktienindexder Börse von Buenos Aires lag zum Mittwoch um 4,26% über der Vorwoche und um 39,75% über Ende Dezember.
***
Die argentinischen Staatstitel schlossen in einer Woche zum Mittwoch mit einer Haussetendenz. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: +0,80%; Argentina 2021: +0,83%; Argentina 2026: +2,15%; Argentina 2046: +2,15%; Bonar 2024: +1,26%.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280 je Unze gehandelt (Vorwoche: $ 280,02), und bei 24 Karat zu $ 400 (Vorwoche: $ 400).
***
Die Geldmenge, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 5.9.16 um 30,31%. Dabei nahm der Banknotenumlauf um 36,10% zu. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im wieteren Sinn umfasst, stieg um 20,34%.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 5.9.16 um 23,97% auf $ 1,39 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 19,69% auf $ 883,04 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen um 52,08% auf u$s 15,92 Mrd., und die Dollarkredite um 87,99% auf u$s 7,76 Mrd. Die Dollardepositen machen in Pesos umgerechnet nur 24,27% der Pesodepositen aus, und die Dollarkredite 13,40%.
***
Der Verkauf von Maschinen und Geräten für die Landwirtschaft ist im ersten Halbjahr 2017 stark gestiegen. Die Zunahmen sind wie folgt: Traktoren: +13,4%; Erntemaschinen: +15,3%; Saatsmaschinen: +45%.
***
Transportminister Guillermo Dietrich gab einen fünfjährigen Investitonsplan der Eisenbahnen für insgesamt u$s 14,19 Mrd. bekannt. Davon befinden sich Investitionen in Höhe von u$s 5,65 Mrd. schon in Gang, von denen u$s 816 Mio. auf die Automatisierung der Bremsen entfallen (so dass die Züge von selbst bremsen, wenn ein Hindernis auftritt), u$s 570 Mio. auf Erneuerung von Schienen, u$s 100 Mio. auf Verstärkung des Antriebs der Züge, u$s 731 Mio. auf neue Eisenbahnstationen, u$s 3,24 Mrd. auf neue Waggons und Lokomotiven, und u$s 193 Mio. auf Erneuerung der Werkstätten. Das Programm schliesst u$s 3 Mrd. für die Umwandlung der Sarmiento-Vorortbahn in eine U-Bahn ein, und u$s 933 Mio. in Elektrifizierung von Strecken. Die Züge sollen bei den Vororteisenbahnen in naher Zukunft wie bei der U-Bahn funktionieren, mit kurzen Abständen zwischen den Zügen, was erfordert, dass sámtliche Bahnüberquerungen durch Tunnels ersetzt werden. Dafür sind u$s 1,36 Mrd. vorgesehen. Für die U-Bahn unter der Sarmiento-Bahn hat die brasilianische BNDeS einen Kredit bereitgestellt. In anderen Fällen wird eine Finanzierung von internationalen Finanzanstalten und Handelsbanken erwartet.
***
Arbeitsminister Jorge Triaca verteidigte vor dem Komissionen für Arbeitsrecht, Haushalt und regionale Wirtschaften das Gesetzesprojekt über den ersten Arbeitsplatz für Jugendliche, das die Macri-Regierung schon im Dezember eingebracht hat. Mehrere Deputierte, die gleichzeitig Gewerkschaftsführer sind und sowohl zur Kirchner- wie zur Massagruppe zählen, waren dagegen, mit dem Argument, dass die Untrnehmen dann Jugendliche einstellen, bei denensie Soziallasten sparen, aber ältere Arbeitnehmer entlassen würden. Indessen ist im Gesetzesprojekt vorgesehen, dass die Unternehmen, die die Vergünstigungen beanspruchen, keine Entlassungen vornehmen dürfen. Triaca wies darauf hin, dass es gegenwärtig im Land 967.000 Jugendliche gebe, die weder studieren noch arbeiten, was 24% der aktiven Bevölkerung darstelle. Mit dem Gesetz wolle die Regierung 240.000 neue Arbeitsplätze schaffen.
***
Die vom Kongress abhängige Kontrollstelle des Staates AGN („Auditoría General de la Nación“), jetzt unter Leitung des ehemaligen Deputierten Oscar Lamberto (der nach dem Rücktritt von Ricardo Echegaray antrat), hat einen Bericht über die Durchführung des Staatshaushalts im ersten Halbjahr 20016 bekanntgegeben. Die Überweisungen an Provinzen waren 25,4% höher als im Vorjahr, die direkten Überweisungen an Gemeinden hingegen um 73,7% geringer. Das bedeutet, dass die Gouverneure nicht mehr übersprungen werden, wie es unter den Kirchners der Fall war. Das finanzielle Defizit lag im ersten Halbjahr 206 bei $ 141,49 Mrd., 43,8% über dem im Budget festgesetzten Betrag. Dennoch lag die prozentuale Zunahme dieses Jahr unter den fünf vorangehenden Halbjahren.
***
Im August wurden 42.766 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, was dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden entspricht, 13,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat und 25,5% mehr als im Juli 2016, teilt der Agenturenverband Acara mit. In 8 Monaten 2016 waren es 292.278 Motorrader, 4,9% unter dem Vorjahr.
***
Das Schatzamt hat Ende der Vorwoche Bonds, die im März 2018 verfallen, für $ 15,21 Mrd. untergebracht, zu 22,75%. Dieser Zinssatz liegt weit unter dem der Lebac-Wechsel der ZB, was dadurch erklärt wird, dass in diesem Fall ausländische Anleger auftraten, denen der Lebac-Kauf nicht gestattet ist. Das Schatzamt hatte 350 Kaufofferten für $ 32,63 Mrd. erhalten, jedoch die Angebote mit höheren Zinsen nicht angenommen. Gleichzeitig hat das Schatzamt einen Schatzschein in Dollar auf 105 Tage für u$s 289,7 Mio.zu 3,04% untergabracht. Ebenfalls wurden Schatzscheine für u$s 135,7 Mio., die verfielen, erneuert.
***
Die bilaterale Handelsbilanz mit Brasilien ergab im Juli für Argentinien ein Defizit von u$s 445 Mio., 80% über dem gleichen Vorjahresmonat. Gemäss den Zahlen des brasilianischen Industrieministeriums importierte Argentinien aus Brasilien Waren für u$s 1,24 Mrd. (+21,1%) und exportierte für u$s 797 Mio., (+2,6%). In den ersten 8 Monaten 2016 hatte Argentinien im Handel mit Brasilien ein Defizit von u$s 3,02 Mrd., doppelt so viel wie im Vorjahr (u$s 1,48 Mrd.), bei Importen von +1% und Exporten von -20,1%. Bei den Importen aus Brasilien nahmen Kfz, Stahlprodukte und Traktoren am meisten zu.
***
Der Generalsekretär der Gewerkschaft der Handelsangestellten, Armando Cavallieri, erklärte, er werde für die Periode September 2016-März 2017 eine Lohnerhöhung von 25% fordern. Diese Zulage kommt zu der von 20% plus einen festen Betrag von $ 3.000 hinzu, die für die Sechsmonatsperiode von März 2016 bis September 2016 gilt. Insgesamt ergäbe sich somit für die Jahresperiode eine Zulage von 45%, bzw. 50%, wenn die zusätzlichen 25% auf den Septemberlohn bezogen werden. Diese Gewerkschaft zählt mit 1,2 Mio. Mitgliedern, und ist die grösste von allen. Der Einzelhandel befindet sich gegenwärtig in einer schwierigen Lage und kann in den meisten Fällen eine weitere Lohnerhöhung, wie sie Cavallieri jetzt fordert, nicht verkraften.
***
Das Gesundheitsministerum hat durch Beschluss 1287/16 den Betreibern von Gesundhetisdiensten (benannt „prepagas“) eine Zunahme der Gebühren um 9% ab Oktober gestattet. Mit der Erhöhung von 9% ab 1. Februar, von 15% ab 1. Juni und 5% ab 1. Juli werden es dann insgesamt 43,5% sein.
***
Wie aus offizieller Quelle verlautet, wird die Regierung in den kommenden Wochen ein Gesetzesprojekt im Kongress einbringen, das die progressive Skala der Gewinnsteuer für natürliche Personen verändert. Statt von 9% bis 35% soll die neue Skala von 6% bis 40% gehen, aber mit viel längeren Stufen, so dass ein typisches Mittelstandseinkommen nicht mehr vom Höchstsatz erfasst wird, wie es gegenwärtig der Fall ist, nachdem die Skala während 15 Jahren unverändert geblieben ist. Für Personen mit hohen Einkommen besteht jetzt wieder ein Satz, der über dem liegt, der für Aktiengesellschaften und GmbHs gilt. Die neue Skala soll jedoch erst 2017 in Kraft treten. Gesamthaft verliert der Fiskus dabei Einnahmen.
***
In der Deputiertenkammer haben die PRO-Abgeordneten Pablo Tonelli (Präsident der Komission für Verfassungsangelegenheiten) und Nicolás Massot (Vorsitzender der PRO-Fraktion) ein Projeket ausgearbeitt, durch das die Richter, die ab nächstem Jahr ernannt werden, von der Gewinnsteuer erfasst werden, die bestehenden Richter jedoch weiter ausgenommen bleiben. Die beiden Deputierten weisen darauf hin, dass dies die einzige Form sei, den Artikel 110 der Verfassung zu achten, der bestimmt, dass die Entlöhung der Richter nicht verrringertt werden darf. Wenn sie von vorne herein von der Gewinnsteuer erfasst werden, dann gibt es keine Veränderung. Der Vorschlag hält sich an die Lösung in diesem Sinn, die in den USA 1938 getroffen wurde. Erst dieses Jahr ist dort der letzte Richter, der keine Einkommenssteur zahlte, in den Ruhestand getreten, so dass das System jetzt für alle gilt.
***
Die Zementlieferungen lagen im August 2016 mit 1,05 Mio. Tonnen um 6,6% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 22,9% über Juli 2016, teilt die Kammer der Zementindustrie mit. In 8 Monaten 2016 waren es 6,98 Mio. Tonnen, 12,7% unter dem Vorjahr. Die Zuanhme im August ist auf Aufnahme von öffentlichen Bauten zurückzuführen, die still lagen und nach und nach wieder in Gang gesetzt werden.
***
AFIP-Direktor Alberto Abad wies darauf hin, dass viele ehemalige Steuerparadiese jetzt auch in die Liste der 54 Staaten aufgenommen wurden, die ab September 2017 einen automatischen Informationsaustausch über Bankkonten vollziehen werden. Ab September 2018 komen noch weitere 47 Staaten hinzu. Die Information, auf die sich Abad bezog, besteht in den Bankkonten mit einem Saldo von über u$s 100.000, die auf Personen und Unternehmen entfallen, die ihren Wohnsitz im Ausland haben. Abad wies darauf hin, dass dieser Informationsaustausch eine echte Motivation darstelle, um sich der Weisswaschung anzuschliessen.
***
Der Verband CAME (Confederación Argentina de la Mediana Empresa), der vornemhlich den kleinen Einzelhandel vertritt, hat ermittelt, dass der Umsatz dieses Bereichs im August 2016 um 7,4% unter dem Vorjahr lag, womit die ersten 8 Monaten 2016 im interanuellen Vergleich um 6,7% zurückgegangen sind. Der Verband weist darauf hin, dass der Verlust an Kaufkraft die hohe Verschuldung der Hasuhalte sich voll ausgewirkt haben, wobei auch der Kauf in Raten über Kreditkarten stark abgenommen hat. Bei Bekleidung hat der Winterausverkauf dieses Jahr vorzeitig begonnen.
***
Der Vorsitzende der Aufsichtsbehörde der Gesundheitsdienste (Superintendencia de Servicios de Salud), Sandro Taricco, gab bekannt, dass die Regierung für den Gesundheitsbereich ein Schema wie das der „gepflegten Preise“ einführen werde. Zu diesem Zweck seien 400.000 Rechnungen untersucht worden, die diese Anstalten ausgestellt haben. Dabei habe es Überraschungen gegeben, mit Preisen, die gelegentlich um 150% über dem Durchschnitt lagen. In den nächsten Tagen werde den Unternehmen, die Gesundheitsdienste leisten (benannt „prepagas“) eine Preisliste für bestimmte Dienste und Medikamente übergeben. Es soll sich laut Taricco nicht um eine Preiseinfrierung handeln, sondern nur um die Vermeidung von Übertreibungen.
***
Richter Rodolfo Cecenarro gab einer Klage von Umwewltaktivisten gegen das Bergbauprojekt Agua Rica, in Catamarca, statt, und befahl die Unterbrechung sämtlicher Tätigkeiten im Bergwerk, bis die erforderte Erklärung stattfindet, die die Umweltfreudnlichkeit des Vorhabens bestimmt. Indessen hat das Bergbausekretariat schon den Bericht über die Auswirkungen auf die Umwelt genehmigt, so dass jetzt wohl die Berufunskammer bestimmen muss, ob dies ausreicht, oder ob ein weitere Studie notwendig ist. Das Projekt wird von der kanadischen Yamana Gold vollzogen und das Gebiet, wo Kupfererz u.a. Erze vorhanden sind, ist drei Mal so gross wie La Alumbrera, das in der Nähe liegt, schon seit über 20 Jahren ausgebeutet wird, und in einigen Jahren erschöpft ist. Für die Provinz, die etwa die Hälfte ihrer Ausgaben mit den Gebühren von La Alumbrera deckt, wäre Agua Rica ein wilkommener Ersatz. Bei La Alumbrera wurde in all diesen Jahren kein Schaden für die Bewohner der Gegend festgestellt, so dass man annehmen kann, dass es bei Agua Rica nicht anders sein wird. Die Umweltaktivisten weisen jedoch auf die Möglichkeit hin, dass die Flüsse verseucht werden, die im Bergbaugebiet beginnen und die Bevölkerung am unteren Lauf mit Wasser versorgen. Allein, diese Bergbauunternehmen verwenden viel Wasser, geben es aber nicht an die Flüsse zurück, sondern bilden künstliche Seen im Hochgebirge, wo das Wasser schnell verdunstet.
***
Der Budgetverband ASAP (Asociación Argentina de Presupuesto y Administración Financiera Pública) hat die Subvention für den Personentransport für dieses Jahr auf $ 70 Mrd. geschätzt, 30% mehr als im Vorjahr, obwohl die Tarife Anfang April erhöht wurden.
***
Wie aus guter Quelle bekannt wurde, soll im November der Zollsatz für persönliche Computer und Laptops gesenkt werden, so dass diese Produkte in Argentinien billiger werden. Diese Produkte werden dann nicht mehr in Feuerland montiert. Die Montagewerke jener Provinz werden sich auf Luftkühlgeräte, Fernsehapparate u,a, Haushaltsprodukte konzentrieren. Computer werden in Unternehmen verwendet, so dass die Verbilligung die Modernisierung fördert. Ein Abkommen über dies wurde zwischen Produktionsminister Francisco Cabrera, Unternehmern mit Betrieben in Tierra del Fuego, den Gewerkschaften, den Importeuren und den Enzelhandelsketten ausgehandelt. Die ca. tausend Arbeiter, die sich mit der Computermontage beschäfitgen werden auf andere Produkte verlegt.
***
Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren hat in der Zeitung „Ambito Financierio“ (5.9.16) einen Artikel veröffentlicht, in dem er die Änderungen der Projekte über die zwie Wasserkraftwewrke am Fluss Santa Cruz erklärt, und beiläufig eine vorangehende Kritik des ehemaligen Planungsministers Julio de Vido widerlegt. Das Projekt war dem chineischen Unternehmen Gezhouba in Verbindung mit den lokalen Electroingeniería und Hidrocuyo zugeteilt worden, und das bleibt so. Das bisherige Projekt war unvollständig und hatte auch kein Verbindungskabel zum nationalen Verbundnetz vorgesehen. Das wurde jetzt in die Planung aufgenommen. Es waren 11 Turbinen vorgesehen, für die der Fluss jedoch nicht ausreichendes Wasser hatte, so dass die Turbinen nur einige Stunden pro Tag eingesetzt werden konnten. Jetzt wurden drei Turbinen gestrichen, was das Projekt verbilligt, die praktisch Tag und Nacht eingesetzt werden können. Die Leistung verbleibt jedoch bei 5.000 MWSt., die jetzt mit einer geringeren Investition erreicht werden. Mit dem neuen Projekt besteht auch keine Gefahr für den See Lago Argentino, und den Gletscher „Perito Moreno“, am oberen Lauf des Flusses, bei Calafate. Die Finanzierung stammt von einer chinesischen Bank, und verbleibt wie sie verpflichtet war. Aranguren weist noch auf weitrere Fehler des Vertrages hin, die jetzt korrigiert wurden.
***
Die lokale Fabrikation von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern lag im August mit 43.552 Einheiten um 8,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat. In 8 Monaten 2016 waren es 305.296 Kfz, 13,1% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im August mit 63.952 Kfz. um 11,5% und in 8 Monaten mit 462.834 Einheiten um 19% über dem Vorjahr. Die Exporte lagen im August mit 16.486 Einheiten um 19,7% und in 8 Monaten mit 118.058 Einheiten um 30,5% unter dem Vorjahr. Der bilaterale Austausch mit Brasilien, der theoretisch einigermassen ausgeglichen sein sollte, weist dieses Jahr einen anormal hohen Überschuss der brasilianischen Lieferungen aus. Etwa zei Drittel der Kfz, die die lokalen Fabriken an ihre Agenturen liefern, sind importiert, fast alleaus Brasilien, während es bis vor kurzem etwadie Hälfte war.
***
Im August wurden 69.805 neue Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 21% über dem gleichen Vorjahresmonat und 9,7% über Juli 2016, teilt der Agenturenverband Acara mit. In den ersten 8 Monaten 2016 waren es 471.700 Einheiten, 8,3% mehr als im Vorjahr. Diese Zahlen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. Es fällt auf, dass der Kfz-Verkauf in einer ausgeprägten Rezessionsperiode so stark zugenommen hat, umso mehr als es sich allgemein nur um die Erneuerung eines Fahrzeugs handelt, die hinausgeschoben werden kann. Zum Teil wird die Zunahme auf zahlreiche Rabatte und günstige Zahlungsbedingungen zurückgeführt.
***
Das Energieministerium erhielt bei der Ausschreibung für die Errichtung von Kraftwerken mit Wind-und Sonnenergie für insgesamt 1.000 MW. 123 Offerten erhalten, weit mehr als die 70 erwarteten, wobei die Angebote 6.636 Mw. summieren. Die Investition war gesamthaft auf u$s 1,5 bis u$s 2 Mrd. veranschlagt worden, aber die Angebote lagen gesamthaft über u$s 10 Mrd. Die eingereichten Vorschläge beziehen sich auf die technische Art der Kraftwerke. In einigen Wochen werden dann die wirtschaftlichen Offerten für diejenigen Offeerten geöffnet, die technisch angenommen wurden. Die Offerten schliessen einen Preis pro KWSt. ein, der auf alle Fälle über dem Preis liegt, den die konventionellen Kraftwerke erhalten, so dass hier die Subvention für dei Stromerzeugung steigt.
***
Die Aufsichstbehörde der Gesundheitsdienste („Superintendencia de servicos de salud) hat einen ersten Teil der Schuld gezahlt, die gegenüber den gewerkschaftlichen Sozialwerken bestand. Dies bezieht sich auf die Zahlung der Behandlung von teuren Krankheiten, für die ein Sonderfonds besteht, der mit einem Teil des Beitrages zu den Sozialwerken finanziert wird. Was gezahlt wurde, bezieht sich auf Einzelfälle der Jahre 2006 bis 2012. Insgesamt waren es jetzt $ 2,7 Mio. von $ 29 Mrd., die sich unter den Kirchner-Regierungen angesammelt hatten, weil keine Zahlungen erfolgten. Macri hat den Gewerkschaften versprochen, diese Schuld kurzfristig zu zahlen.
***
Die ZB hat bei bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag den Zinssatz um einen halben Prozentpunkt auf 27,75% gesenkt. Die Offerten erreichten $ 92,87 Mrd., von denen $ 91,58 Mrd. angenommen wurden, womit nicht der volle Betrag der Lebac gedeckt wurde, die amortisiert wurden, der $ 98,44 Mrd. ausmachte. Der Betrag der neuen Lebac steigt jede Woche, weil der Anteil der kurzfristigen Wechsel, auf 35 Tage, ständig zunimmt, so dass mehr Lebac verfallen. Der Bestand sank letzte Woche um $ 6,58 Mrd. Doch gleichzeitig kaufte die ZB Lebac für $ 16,82 Mrd. auf dem sekundären Markt, so dass per Saldo eine Zunahme von $ 10,24 Mrd. stattfand. Die Zinsen lagen bei Lebac auf 35 Tage ($54,98 Mrd.) bei 27,75% (-0,5%), und waren dann bei längeren Fristen stufenweise niedriger, bis 25,07% bei 252 Tagen.
***
Der Oberste Gerichtshof widerrief am Dienstag das Urteil einer erstinstanzlichen Bundesrichterin des Bezirkes San Martín, Provinz Buenos Aires, die einer Klage gegen die Erhöhungen der Tarife für elektrischen Strom stattgegeben hatte. Somit gilt der erhöhte Tarif weiter. Das oberste Bundesgericht wies dabei auf die Tatsache hin, dass die Kläger, nämlich der Generalsekretär des Amtes zur Volksverteidgung der Provinz, eine Gruppe von Provinzdeputierten und die Justizialistische Partei, keine legale Befugnis hätten, um in Vertretung der Verbraucher zu handeln. Das erstinstanzliche Urteil bezog sich ausserdem auf das ganze Land, wofür die Richterin nicht zuständig war. Richterin Martina Forns gehört zur Kirchner-Gruppe „Justicia legítima“ („Legitime Justiz“), die der Macri-Regierung Schwierigkeiten bereiten will. Ohnehin urteilen Richter zunehmend über Fälle, die nicht judiziabel sind, wie es auch hier, bei der Fetsetzung der Tarife, der Fall ist.
***
Der Construya-Index, den die wichtisten Lieferanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, weist im im August einen interanuellen Rückgang von 13,6% aus, lag aber um 12,8% über Juli 2016. Letzteres erklärt sich durch das bessere Wetter im August, praktisch ohne Regen, was die Bautätigkeit erleichtert. In 8 Monaten weist der Index einen Rückgang gegenüber dem Vorjahr von 13% aus.
***
Das Programm der „gepflegten Preise“, das von der vorangehenden Regierung übernommen wurde, wurde jetzt um 177 Produkte erweitert, wobei gleichzeitig alkoholische Getränke ausgenommen wurden. Jetzt können 530 Produkte in 2250 Supermärkten des ganzen Landes zu Preisen bezogen werden, die zwar jetzt um durchschnittlich 2,49% erhöht wurden, aber immer noch weit unter den sonst üblichen Preisen liegen. Die neuen Preise gelten bis zum 6. Januar. Diese Preise werden mit den Produzenten abgesprochen und allgemein eingehalten, gelegentlich allerdings nur für bestimmte Mengen, obwohl es keine legale Grundlage für dies gibt. Die Macri-Regierung hatte zunächst angegeben, das Programm abschaffen zu wollen, behielt es jedoch angesichts der hohen Inflation bei.
***
Das Produktionsministerium berichtet über seinen Internetplatz GPS Empresas Argentinas, dass im 1. Quartal 2016 14.200 neue Unternehmen gegründet wurden, 5% über dem Vorjahr, die 40.000 Arbeitsplätze geschaffen haben (+6%). Ausserdem haben dieses Jahr 495 Unternehmen exportiert, die es in den letzten vier Jahren nicht getan hatten, von denen 75% aufdie Industrie entfallen. Gemáss der GPS-Statistik, die Daten der AFIP un der ANSeS verwendet, bestehen gegenwärtig 650.000 eingetragene Unternehmen, von denen 85% kleine sind, die bis zu 9 Personen beschäftigen. Der Handel umfasst 186.000 Unternehmen, berufliche Diensleistungen 67.000, und die Industrie 73.600.
***
Im Juli wurden in der Stadt Buenos Aires 3.565 Immobilien übertragen, 12,8% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. In Werten waren es ungerechnet u$s 381,4 Mio., 42,7% mehr als im Vorjahr.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Brasilien erreichte in 8 Monaten 2016 einen Handelsbilanzüberschuss von u$s 32,37 Mrd., verglichen mit u$s 7,31 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode, teilt das Industrie- und Aussenhandelsministerium mit. Die Importe nahmen um 25,5% ab, die Exporte hingegen nur um 4,8%. 2014 hatte die Handelsbilanz zum ersten Mal in 14 Jahren mit einem Defizit abgeschlossen. Jetzt sind es schon 17 Monate mit Überschuss. China war in 8 Monaten 2016 mit u$s 27,5 Mio. der grösste Absatzmarkt, gefolgt von den USA mit u$s 15 Mrd. und Argentinien mit u$s 8,8 Mrd.
***
In Brasilien wurden im August 177.700 Kfz hergestellt, 18,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat,und 6,4% unter Juli 2016. teilt der Verband der Kfz-Fabrikanten mit. Die Produktion lag in 8 Monaten 2016 um 20,1% unter dem Vorjahr. Im August wurden 183.900 Kfz verkauft, 11,3% unter dem Vorjahr, aber 1,4% mehr als im Juli. Die Produktionsabnahme vom August wurde auf einen Konflikt von VW mit Lieferanten zurückgeführt. Im August wurden 40.191 Einheiten exportiert, 16,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 11,8% über Juli 2016.
***
Die brasiliasche Petrobras hat 90% ihrer Gasröhreneinheit für u$s 5,2 Mrd. an eine Investorengruppe verkauft, die von der kanadischen Brookfield Asset Management angeführt wird. Petrobras will insgesamt Aktiven für u$s 15 Mrd. abstossen, um seine Finanzen zu sanieren. Bisher hat die Firma davon nur u$s 3,9 Mrd. verkauft. Die Gesamtverschuldung der Firma liegt bei u$s 130 Mrd., ein Betrag, den kein anderes Erdölunternehmen auf der ganzen Welt erreicht.
***
Geschäftsnachrichten
Mundipharma
Dieses US-Labor, das sich auf Medikamente für Schmerzlinderung, Oftalmologie, Onco-Hematologie und Athemkrankheiten spezialisiert, hat sich in Argentinien niedergelassen, mit einem Büro im Vorort Olivos und einer Anlage zur Qualitätskontrolle im Viertel Barracas. Es ist die vierte Filiale in Lateinameria, nach denen in Brasilien, Kolumbien und México.
Sadesa
Dieses Energieunternehmen, das das grosse Kraftwerk Central Puerto, am Hafen von Buenos Aires, und das Wasserkraftwewrk Piedra del Aguila, in Neuquén, betreibt, hat eine Investition von u$s 180 Mio. für die Errichtung eines Windkraftwerkparks im Bezirk Carmen de Patagones, im Süden der Provinz Buenos Aires, angekündigt. Gesamthaft liefert der Konzern 15% des gesamten im Land erzeugten Stromes. Der Windpark soll aus 38 Generatoren von 80 bis 140 MW bestehen, und wird an das nationale Verbundnetz angeschlossen sein. Die Firma gehört Carlos Miguens Bemberg, Guillermo Reca, den Familien Escasany und Ruete Aguirre, und auch Nicolás Caputo, der persönliche Freund von Prásident Macri.
Viceroy
Diese US-Hotelkette hat den Bau eines Fünfsternehotels im Stadtviertel Puerto Madero angekündigt, mit 125 Zimmern und 30 Appartements. Ausser den Vereinigten Staaten, besonders in Kalifornien, ist Viceroy in Lateinamerika in Mexiko und der Karibik präsent.
Mercedes Benz
Bei der Meldung der Vorwoche hat sich ein Fehler eingeschlichen: die Fabrik, die Mercedes Benz vor 65 Jahren in Argentinien errichtete, war die erste ausserhalb Deutschlands (und nicht ausserhalb Argentiniens, wie es irrtümlicherweise hiess). Die grosse Fabrik in Brasilien und die in anderen Ländern kamen später.
Shell
Der Präsident und Geschäftsführer dieses british-niederländischen Erdölunternehmens, Ben van Beurden, erklärte, die Firma erwäge den Verkauf von Aktiven in Argentinien, als Teil eines Programmes, das den Verkauf von Aktiven in Höhe von u$s 30 Mrd. bis Ende 2018 umfasst. Shell hat vor kurzem British Gas für u$s 54 Mrd. gekauft, und will sich auf die rentableren Teile des Geschäftes konzentrieren. Dabei würden Verkäufe von Aktiven in Höhe von u$s 3,5 Mrd. schon eingeleitet. In Argentinien betreibt Shell eine Raffinerie in der Provinz Buenos Aires, ca. 600 Tankstellen, und befasst sich auch mit dem Vertrieb und Import von Chemikalien, verflüssigtem Gas (GPS), Brennstoffen für Schiffe und Flugzeuge und Schmierstoffen. Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren war bis vor kurzem Präsident der lokalen Shell.
Wirtschaftsübersicht
Das Inflationsproblem: gute Absichten und eine komplizierte Realität
Finanzminister Alfonso Prat Gay wiederholte in letzter Zeit, dass der Rückgang der Inflation schon eine Tatsache sei, und wies darauf hin, dass die Zunahme des Indices der Konsumentenpreise im August schon bei 1% liege. Man hat jedoch den Eindruck, dass es eher eine Eintagsfliege und nicht eine Tendenz ist, wie es der Minister andgedeutet hat. Er betonte, dass das Ziel einer jährlichen Inflationsrate von 5% bestehe, das jedoch bestenfalls in zwei Jahren erreicht werde. Nun bleibt einem Finanzminister nichts anderes übrig, als die Entwickloung optimistisch einzuschätzen und ein niedriges Inflationsziel anzupeilen, weil er sonst ein Signal gibt, das die Inflation noch mehr in die Höhe treibt.
Die Lohnproblematik
Prat Gay bestätigte in einem Interview, das er der Zeitung „La Nación“ gewährte (3.9.16), dass zur Überwindung der Inflation ein Sozialpakt notwendig sei. Seit Jahren wird in Argentinien das Beispiel des Abkommens von La Moncloa als Vorbild erwähnt, mit dem in Spanien nach dem Übergang von der 35jährigen Franco-Diktatur auf die Demokratie erreicht wurde, dass die Gewerkschaften sich zu einer mässigen Haltung verpflichteten. Wie auch in Argentinien, hatten die Gewerkschaften die Demokratie missverstanden und dahingehend interpretiert, dass sie rein inflationäre Forderungen durchsetzen könnten, die ihnen Franco nicht gestattet hatte. Mit dem Abkommen von La Moncloa wurde vermieden, dass in Spanien Demokratie in Anarchie ausartete. Indessen scheinen in Argentinien weder die Gewerkschafter, noch die meisten Unternehmer und Politiker, die tiefe Bedeutung eines Abkommens dieser Art zu erkennen. Die Spitzengewerkschafter haben vorerst auf Andeutungen über ein Stillhalteabkommen dieser Art kühl reagiert.
Allgemein bestehen die Gewerkschafter auf Löhnerhöhungen von über 40% für die Jahresperiode, die am 1. März 2016 begonnen hat. Viele Arbeitsabkommen wurden nur für sechs Monate abgeschlossen, was nicht hätte zugelassen werden dürfen. Denn jetzt werden bei der zweiten Verhandlungsrunde vom September Forderungen aufgestellt, die mit den schon gewährten Erhöhungen über 40% und eventuell bis zu 50% ausmachen. Auch bei Arbeitsverträgen, die erst Ende Februar 2017 ablaufen, wurde allgemein eine neue Verhandlungsrunde gefordert, um auf diese Weise die im März gewährten Erhöhungen von ca. 30% auf über 40% anzuheben. Präsident Macri hat letzte Woche dieser Forderung eine kategorische Absage erteilt. Doch sofort haben Spitzengewerkschaftler dagegen protestiert. Wenn die Handelsangestellten u.a., deren Verträge jetzt abgelaufen sind, sich durchsetzen, wird es schwierig sein, zu verhindern, dass bei den weiter gültigen Arbeitsverträgen mit oder ohne Neuverhandlung ein Zusatz gewährt wird. Denn sonst bestünde zwischen den schon bestehenden Abkommem und den neuen ein Unterschied bei den Zulagen von gut 10 Prozentpunkten, bezogen auf den Lohn, und das ist faktisch unhaltbar. Wenn die Lohnerhöhungen auf 40% oder sogar etwas mehr steigen, dann düfte auch die Inflation mindestens auf diesem Niveau verbleiben, so dass dann in der nächsten Lohnrunde noch höhere Forderungen aufkommen. Diese gefährliche Lohn-Preisspirale, die in einer Hyperinflation mündet, muss schon jetzt verhindert werden.
Die Gewerkschafter müssen dabei die Theorie der Erhaltung des Reallohnes (Lohn bezogen auf Preise) aufgeben, die sie zum Dogma gemacht haben, wobei sie jetzt allgemein auf einen Verlust von 10% bis 12% hinweisen. Doch der Reallohn ist keine Grösse, die man willkürlich festsetzen kann, sondern ein Ergebnis der Wirtschaft, das von der Produktivität, der Konjunktur u.a. Umständen abhängt. Dass der Reallohn in Krisenzeiten abnimmt, ist eine unvermeidliche Begleiterscheinung der Krise. Wenn dann der Nominallohn erhöht wird, um den Reallohnverlust auszugleichen, dann steigen die Preise erneut, um den Reallohn wieder auf das Niveau zu senken, das sich aus der wirtschaftlichen Lage ergibt. Und beginnt der Reigen von neuem.
Hierzu sei bemerkt, dass der Reallohn langfristig in einer wachsenden Wirtschaft zunehmen muss. Dies geschieht jedoch auf zwei Wegen: einmal gibt es eine allgemeine Zunahme, und dann steigt der Durchschnitt noch mehr, weil es immer mehr qualifizierte Arbeiter und Fachleute gibt, die mehr verdienen. Dieses Phänomen tritt in Argentinien sehr stark in Erscheinung, wird jedoch von der Regierung nie erwähnt.
Prat Gay ist sich der Folgen der gewerkschaftlichen Reallohnthese offensichtlich bewusst. In diesem Sinn sagte er beim erwähnten Interview, der soziale Tarif (beim Gas und Strom), der weit unter dem allgemeinen liegt, umfasse 30% der Bevölkerung. Ausserdem könnten Familien, die zu den ärmsten gehören, bei Lebensmittelkäufen jetzt 15% zurück erhalten. Somit sei bei Arbeitern dieser Gruppe der Reallohn erhalten worden. Andere Regierungssprecher haben noch die Erweiterung des Kindergeldes, die Gewährung einer Rente an Personen über 65 Jahren, die keine Pension haben und bisher meistens armen Familien zur Last fallen, und weitere soziale Subventionen hinzugezählt. Bei besser bezahlten Arbeitnehmern hat sich auch die Erhöhung des steuerfreien Minimums positiv ausgewirkt. Und schliesslich sei noch bemerkt, dass der Konsum eines Haushalts in ländlichen Gegenden anders als in den Städten ist, wobei in vielen Gegenden auch frische Lebensmittel billiger zu sein pflegen, oder aus eigener Produktion bezogen werden. Die vielfältige Differenzierung der Lage bei einzelnen Arbeitnehmergruppen sollte von der Regierung hervorgehoben werden, um die inflationäre Reallohnthese der Gewerkschaften zu entkräften.
Die hohe Geldschöpfung
Das Problem der Geldschöpfung, die die Preise von der Nachfrageseite in die Höhe treibt, ist nicht entfernt gelöst. Die jährliche Zunahme der Geldmenge, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) liegt bei 30%, und droht in naher Zukunft auf 40% und mehr zu springen.
Die Staatsfinanzen sind aus den Fugen geraten, und werden dieses Jahr voraussichtlich mit einem echten Defizit, ohne „kreative Buchhaltung“ von 7% bis 10% des Bruttoinlandsproduktes schliessen, auch wenn die Regierungssprecher bestenfalls 5% zugeben. Und nächstes Jahr wird es ähnlich oder noch schlimmer sein. Es gelingt der Regierung nicht, die untragbar hohen Staatsausgaben spürbar zu senken, und jetzt kommt noch die Aufnahme der stillgelegten öffentlichen Investitionen hinzu, die schon eingesetzt hat, wie es im August der interanuell um 6,6% und gegenüber Juli 2016 um 22,9% gestiegene Zementkonsum zum Ausdruck bringt. Hinzu kommen dann noch die Zahlung der Schulden an Rentner, an Provinzen, an gewerkschaftliche Sozialwerke und andere, wobei auch die Steuereinnahmen real wegen der Abschaffung, bzw. Verringerung der Exportzölle, der Erhöhung des steuerfreien Minimums und der Rezession sinken. Der Ausgleich durch eine drastische Verringerung der Subventionen ist vorerst misslungen. Und die zusätzlichen Steuereinnahmen, die bei der Weisswaschung erwartet werden, lösen das Problem bei weitem nicht.
Ein zunehmender Teil des Defizites wird mit Auslandskrediten gedeckt. Bei der staatlichen Buchhaltung werden laufende Ausgaben und Investitionen zusammengezählt, so dass die Finanzierung von öffentlichen Investitionsobjekten gleichzeitig eine Defizitfinanzierung darstellt. Russland hat im Fall des Kraftwerkes Chihuidos einen hohen Kredit zugesagt, China einen für die Kraftwerke in Santa Cruz, und allgemein werden relativ hohe Kredite von der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank und der Andenköperschaft erwartet. Mehrere grosse Kredite wurden nach dem Regierungswechsel schon gewährt. Ebenfalls werden Kredite von Handelsbanken erwartet, die jetzt wieder die politische Garantie (Hermes, Coface, u.a.) erhalten können, und auch bei Staatsinvestitionen für importierte Maschinen und Anlagen beansprucht werden können.
Doch das verlagert das Problem der monetären Expansion zum grossen Teil (der Teil, der nicht durch Kapitalgüterlieferungen ausgeglichen wird) nur vom öffentlichen Sektor auf den auswärtigen. Somit muss die ZB auf alle Fälle den Devisenüberschuss kaufen, was mit Geldschöpfung geschieht. Die Möglichkeit des Ausgleichs durch Ausgabe von Lebac-Wechseln ist faktisch erschöpft. Es erscheint paradox, dass unter diesen Umständen eine höhere Kapitalflucht positiv wirken würde. Doch statt dessen wird im Rahmen der Weisswaschung eine Rückkehr von geflüchtetem Kapital erwartet, die das monetäre Problem noch verschärft.
Andere preistreibende Faktoren
Zu der beschriebenen Entwicklung kommt noch die Tatsache hinzu, dass die Tarife für Gas und Strom unmittelbar erhöht werden, mit weiteren schrittweisen Zunahmen über der Inflation. Auch die Tarife für den öffentlichen Personentransport müssen erhöht werden, besonders bei den Vororteisenbahnen. All dies schlägt sich direkt und indirekt, über Unternehmen, im Index der Konsumentenpreise nieder und treibt ihn weiter in die Höhe.
Hinzu kommt noch das Problem des Wechselkurses.Nach dem Abwertungssprung vom Dezember blieb der Kurs mit geringen Schwankungen stabil, was die Preisentwicklung beruhigt hat. Doch jetzt stellt sich erneut das Problem vom Dezember. Weite Kreise der Industrie weisen darauf hin, dass der Wechselkurs wieder zurückgeblieben ist und Exporte hemmt. Sie fordern einen Kurs von $ 20 oder mehr. In der Tat liegt der Kurs real, also bei Berücksichtigung der internen Inflation, kaum über November 2015, und das ist auf Dauer nicht haltbar. Auch hier lauert ein Inflationsimpuls, nachdem in Argentinien, im Gegensatz zu anderen Ländern, eine Abwertung weitgehend auf die internen Preise übertragen wird.
Die Lage ist wirklich sehr kompliziert, und man sieht kaum Lösungen. Muss es zu einer extremen Krise kommen, damit die Lage eingerenkt werden kann? Hoffentlich bleibt uns dies erspart. Minister Prat Gay hat in diesem Sinn folgenden Satz von Nelson Mandela eingerahmt, und in seiner Bibliothek aufgehändet: „Es erscheint immer unmöglich, bis es gelöst ist“. Wie er sich dabei vorstellt, wie eine jetzt unmöglich erscheinende Senkung der Inflation auf ein zivilisiertes Niveau schliesslich doch erfolgt, ist vorerst sein Geheimnis.
Wirtschaftsübersicht
Prioritäre und unnötige Investitionen
Regierungssprecher weisen darauf hin, dass schon Investitiosnvorhaben von über u$s 30 Mrd. angekünndigt wurden, die nach und nach durchgeführt werden. In der Tat werden ständig Investitionsprojekte angekündigt, gesamthaft mehr als unter der vergangenen Regierung, als es auch ständig Investitionen gab. Meistens handelt es sich um Modernisierung und Erweiterung bestehender Betriebe, die somit im Gegensatz zu einer neuen Fabrik wenig auffallen. Dennoch sind gerade diese Investitionen die wichtigsten, weil dabei meistens ein hohes Verhältnis von investiertem Kapital zu Produktionserhöhung und/oder Kostenersparnis erreicht wird. Tatsache ist, dass bestehende Industrieunternehmen in sehr viele Fällen vor Zugzwang stehen: entweder sie investieren oder sie gehen lagsam zu Grunde. Die technologische Revolution hat dies verstärkt, denn sie bedeutet oft für dejenigen, der sie nicht aufnimmt, ein baldiges Ende. Nachdem jetzt wieder weiche Kredite für den Kauf von Maschinen und Anlagen aus den Staaten des sogenannten “Pariser Klubs” gewährt werden können, sollte es mehr Zusatzinvestitionen bei bestehenden Unternehmen geben.
Allein, nicht alle neuen Investitionen tragen effektiv um Wachstum der Wirtschaft oder zur Verbesserung der Lebensqualität bei. Halten wir folgende Fälle fest, die wir in den letzten Wochen in unserer Rubrik “Geschäfstnachrichten” veröffentlicht haben. Die Firma Manaos hat eine neue Fabrik für nicht alkoholische Getränke errichtet, die somit in einem schon gesättigten Markt auftritt und eigentlich nur dazu führt, dass die bestehenden Fabrikanten weniger verkaufen. Samsung errichtet eine Fabrik für die Produktion von Eisschränken, die schliesslich auch nur andere lokale Fabrikanten teilweise verdrängen wird. Coto errichtet eine neuen Supermarkt im Stadtviertel Barracas, der auch nur andere Supermärkte oder Einzelhändler verdrängt. Arcor errichtet eine neue Fruchzuckerfabrik, die auch in einen schon gesättigten Markt eindringt. Nissan kündigte eine Investition von u$s 500 Mio. an, um eine neuen Kleinlaster im Renault-Werk in Córdoba zu bauen, wobei ohnehin schon in der Kfz-Industrie ein Kapazitätsüberschuss besteht, und dieses neue Fahrzeugmodell nur andere verdrängt. Hinzu kommen schliesslich die Hotels, die überall errichtet werden, obwohl es schon mehr als genug gibt und die Branche unter unzureichender Besetzung leidet. In den letzten Jahren wurde viele neue Shopping-Centers errichtet, die nur den bestehenden und dem Einzelhandel der Gegend den Absatz zum Teil entzieht. All diese Investitionen tragen kaum zur Erhöhung des Bruttoinlandsproduktes bei, abgesehen davon, dass sie während der Investitionsperiode eine zusätzliche Beschäftigung und Nachfrage nach Baumaterialien schaffen. Die hohe Investitionszahl, die die Regierung als Erfolg aufweist, hat in Wirklichkeit eine relative Bedeutung.
Die Investitionen, die gegenwärtig am meisten zum Wachstum beitragen, finden in der Landwirtschaft statt, die dieses Jahr viel mehr Maschinen und Geräte kauft und dabei eine höhere Produktion anpeilt, die sich direkt auf den Export auswirkt. Doch ausgerechnet diese Investitionen werden nur beiläufig erwähnt. Ebenfalls haben die Investitionen im Bergbau, die ununterbrochen stattfinden, die gleiche Wirkung. Argentinien ist seit der grundlegenden Reform der Bergbaugesetzgebung unter Präsident Carlos Menem auch zu einem bedeutenden Produzenten von Gold, Kupfererz u.a. Erzen geworden, in naher Zukunt auch in bedeutendem Umfang von Lithium, das immer mehr gefragt wird, weil es bei Hochleistungsbatterien eingesetzt wird. Beiläufig sei bemerkt, dass der Bergbausekretär von Menem, Daniel Meilan, der damals die Reform entworfen und vollzogen hat, jetzt wieder das gleiche Amt bekleidet, was auf diesem Gebiet eine positive Entwicklung verheisst.
Von den prioritären Investitionen liegen die, die auf dem Gebiet der Energie erfolgen, an erster Stelle, besonders beim elektrischen Strom. Schon jetzt kann die Nachfrage in warmen Sommertagen nicht voll befriedigt werden; und wenn es Pannen bei Kraftwerken gibt, oder die Konjunktur wieder aufwärts geht, wird es noch schlimmer sein. Das Land braucht dringend eine zusätzliche Produktionskapazität von 2.000 MW, und auch mehr Fernverbindungskabel und eine Erneuerung und Ausweitung des Verteilungsnetzes. Beim Strom geht es jetzt auch um umweltfreundliche Energien, also an erster Stelle Wasserkraftwerke, und dann Windkraftwerke und Solarenergie. Dies erfordert allgemein höhere Investitionen pro Megawatt als tradtitionelle Wärmekraftwerke. Doch auf dem Gebiet des elektrischen Stromes ist es nicht einfach, Privatkapital anzuziehen, wie es Menem seinerzeit gelungen ist. Denn es handelt sich um langfristige Investitionen, die eine dauerhafte legale Ordnung benötigen. Wer kann dies garantieren?
An zweiter Stelle muss für Gasförderung investiert werden. Hier ist der Fall insofern einfacher, weil schon mehrere prívate Unternehmen tätig sind. Dennoch handelt es sich in den meisten Fällen um hohe Investitionen, besonders beim Schiefergaslager von “Vaca Muerta”, so dass es langfristige stabile Bedingungen geben muss. Bei allem, was Energie betrifft, wäre es besonders wichtig, wenn am Konzept der “Staatspolitik” gearbeitet wird, also Grundsätze, die von der Regierung und den massgebenden Oppositionsparteien geteilt werden. In diesem Sinn ist es wichtig, dass eine Gruppe von sieben ehemaligen Energiesekretären, die bei verschiedenen Regierungen tätig waren, seit 9 Jahren an einer langfristigen Energiepolitik arbeiten und dabei schon klare grundsätzliche Konzepte entwickelt haben.
An dritter Stelle kommt das Erdöl, wo gegenwärtig eine schwierigere Lage besteht, weil der internationale Preis, auch mit Frachtkosten, unter den internen Kosten liegt, die für neue Investitionen notwendig sind. Beim Gas ist es anders: der Preis für importiertes Gas, vor allem wenn es sich um verflüssigtes Gas handelt, das per Schiff geliefert wird, ist so hoch, dass auf alle Fälle eine Marge für die lokalen Produzenten besteht, die billiger liefern können und somit den teuren Importbedarf verringern. Beim Erdöl hingegen hängt der Preis, den lokale Erdölproduzenten erhalten, von Subventionen ab, was den Fall komplizierter als beim Gas macht, weil die Beibehaltung der Subvention nicht gesichert werden kann.
Unter den prioritären Investitionen müssen auch Autobahnen aufgeführt werden, an erster Stelle für die Strasse 7, von Buenos Aires nach Mendoza, und dann für die Strasse 3, für die Strecke von Buenos Aires nach Bahía Blanca, und schliesslich für andere. Ein nationales Netz von Autobahnen würde eine grosse Erleicherung für den Verkehr darstellen, wobei dann auch die normalen Überlandstrassen auf der Grundlage der Autobahnen geplant werden müssen. Was den Transport betrifft, so ist ebenfalls die Erneuerung der Belgrano-Bahn notwendig, die Buenos Aires mit dem Nordwesten verbindet und beim Warentransport besonders wichtig ist. Unter Menem wurde diese Strecke privaten Betreibern übergeben, die jedoch einer nach dem anderen versagten. Dennoch sollte ein Gesamtkonzept entworfen werden, um eine prívate Betreibung möglich zu machen. Wenn das Transportsystem landesweit verbessert wird, dann sinken die Transportkosten und das verbessert die Konkurrenzfähigkeit bei vielen regionalen Produkten. Die Priorität von Investitionen auf diesem Gebiet steht von vorne herein fest.
Das Problem, das sich bei vielen der als absolut prioritär eingestuften Investitionen ergibt, besteht darin, dass sie im Prinzip auf den Staat entfallen, der einmal finanziell dabei überfordert ist, und auch bei der Durchführung und Betreibung ineffizient ist, während die unnötigen Investitionen, die wir oben aufgeführt haben, kaum vom Staat abhängen und somit mit einem viel geringeren politischen Risiko behaftet sind. Ob es der Regierung gelingt, ein System zu schaffen, das eine öffentlich-private Zusammenarbeit ermöglicht, wie es beabsichtigt ist (wobei schon an einem Gesetzesprojekt in diesem Sinn gearbeitet wird) sei dahingestellt. Der argentinische Staat hat sich mehrmals, und besonders unter den Kirchners, wie ein fauler Partner benommen, Verträge nicht eingehalten und prívate Betreiber misshandelt. Das zu überwinden, ist nicht einfach, muss aber dennoch versucht werden.
Es ist wirklich paradox, dass ausgerechnet die Investitionen, auf die es beim Wachstum der Wirtschaft ankommt, kaum privates Kapital anziehen, weil sie so stark vom Staat abhängen. Argentinien zahlt auf Jahre hinaus einen hohen Preis für die Missachtung der Rechtsordnung durch die Kirchners. Der Schaden, der dabei entsteht, ist gewiss unverhältnismässig höher als der gigantische Diebstahl, der die Kirchner-Periode kennzeichnet.